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CDU versammelt sich
hinter Merz
BERLIN. Die CDU startet nach dem Sturz in
die Opposition mit großem Rückhalt für
ihren künftigen Vorsitzenden Friedrich Merz
in die geplante Erneuerung. Merz bekam am
Samstag bei einem digitalen Parteitag nach
CDU-Rechnung 94,62 Prozent der Stimmen.
Zugleich droht der Partei vor den wichtigen
Landtagswahlen im Frühjahr wegen der un
gelösten Führungsfrage in der Unionsfrak
tion im Bundestagein neuer Machtkampf. Es
geht darum, ob Merz Amtsinhaber Ralph
Brinkhaus dort als Oppositionsführer ablöst.
Brinkhaus hatte mehrfach betont,weiterma
ehen zu wollen. dpa
- Weitere Berichte Seite 4

hat das Innenministerium in der Landespoli
zei 6S rechtsextremistische Verdachtsfälle
mit 118 beteiligten Beamten überprüft. 2021
waren es IS Verdachtsfälle mit 33 Beteilig
ten. Welche Konsequenzen erfolgt sind, hat
das Ressort bisher nicht mitgeteilt.

Mit Blickaufeine mögliche überwachung
der kompletten AfD durch den Verfassungs
schutz,worüber im März das Verwaltungsge
richt Köln zu entscheiden hat, haben auch
deren Mitglieder und Unterstützer unter
Umständen dienstrechtliche Folgen zu be
fürchten, sofern sie Beamte sind. Beamte
hätten eine "besondereTreuepflicht" gegen
über der Verfassung, so das Innenministe
rium. Es würde aber "jeder Fall für sich ge
prüft und unter Beachtung des Grundsatzes
derVerhältnismäßigkeit entschieden".

Für Baden-Württembergsei die Einschät
zung des Landesamtes für Verfassungs
schutz maßgeblich. Nach seiner Bewertung
sind im Falle der AfD als Gesamtpartei "die
gesetzlichen Voraussetzungen für eine
nachrichtendienstliehe Beobachtung als
extremistische Bestrebung bislang nicht er
füllt". Falls das Bundesamt für Verfassungs
amt zu anderen Schlüssen kommen sollte,
was sich laut aktueller Medienberichte abzu
zeichnen scheint, wäre das auch für die wei
tere Praxis auf Landesebene "ein starkes In
diz", heißt es aus dem baden-württembergi
sehen Innenministerium.
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Staat will radikale
Beamte loswerden

Von Armin Käfer

Strobl unterstützt die Bundesinnenministerin beim Kampf gegen
Extremisten im Staatsdienst. Bald könnte das AfD-Mitglieder treffen.

Baden-Württembergs Innenminister
Thomas Strobl (CDU) unterstützt das
Vorhaben seiner Kollegin im Bund,

Nancy Faeser (SPD), Extremisten schneller
aus dem öffentlichen Dienst zu entfernen.
Beamte dürften keine extremistischen Par
teien unterstützen. Der Staat erwarte von ih
nen, "dass sie sich aktiv für Freiheit, Demo
kratie und unseren Rechtsstaat einsetzen",
so Strobl. Faeser hatte zuletztwiederholt an
gekündigt, härter gegen Extremisten vorzu
gehen. Bis Ostern will sie dazu einen Ak-
tionsplan vorlegen. '

Derzeit würden alle Möglichkeiten ge
prüft, "um die Dauer von Disziplinarverfah
ren zu verkürzen und die konsequente An
wendung des Rechts bei Verstößen gegen die
Verfassungstreue zu verbessern", so das
Bundesinnenministerium gegenüber unse
rer Zeitung. "Wo Rechtsextremisten am
Werk sind, muss schnell und entschlossen
gehandeltwerden", bekräftigt Strobl aufStZ
Anfrage, "Faeser liegt da richtig, der Bund
muss schneller werden." Baden-Württem
berg sei in dieser Hinsicht "einen Schritt vo
ran". Auf Landesebene könnten extremis
tisch gesinnte Beamte per Verwaltungsakt
aus dem Dienst entfernt werden. Das bedeu
te eine Vereinfachung und Beschleunigung
der Disziplinarverfahren. Das Bundesverfas
sungsgericht hat diese Praxis 2020 für zuläs
sigerklärt. In denvergangenen sieben Jahren

Neuer Job für Zetsche
STUTTGART. Der ehemalige Daimler-Chef
Dieter Zetsche hat offenbar eine neue Aufga
be gefunden. Das berichtet "Automotive
News Europe". Zetsche leitet demnach künf
tig ein Unternehmen, dass in nicht börsen
gelistete zukunftsträchtige Unternehmen
investieren soll. Seite 9

ROM. Lange hatte Silvio Berlusconi an einen
letzten Triumph geglaubt. Doch sein Plan,
Staatspräsident zu werden, ist gescheitert.
Knapp zwei Tage vor Beginn der Wahl am
Montag in Rom machte der 8S-Jährige sei
nen Rückzug offiziell. Jetzt zeichnet sich
eine tagelange Hängepartie ab. Seiten 3, 5

Das Virus spielt mit
BRATISLAVA. Bei der Handball-EM beklagt
das deutsche Team 13 Corona-Ausfälle,

Keine Verschärfung
der Coronaregeln

Berlusconi gibt auf

BERLIN. Auf die Bürger kommen zunächst
wahrscheinlich keine weiteren Verschärfun
gen von Coronamaßnahmen zu. Vor der
zweiten Krisensitzung von Bund und Län
dern zur grassierenden 0mikron-Variante
zeichnen sich aber auch keine Lockerungen
ab. In einer Beschlussvorlage für die Bera
tungen heißt es, man sei sich einig, dass "die
bisher geltenden Regeln für soziale Kontakte
und Veranstaltungen weiterhin Bestand ha
ben". Bundeskanzler Olaf Scholz sagte der
"Süddeutschen Zeitung": "Wir brauchen
keine Kurskorrektur." Unterstützt wird das
vom Corona-Expertenrat der Regierung.

Am Wochenende de~onstrierten bun
desweit erneut Tausende Menschen gegen
die. staatlichen Coronamaßnahmen. Mehr
als 1000 Demonstranten zogen in Stuttgart
vordasSWR-Gebäude. dpa
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